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Bonn, den 14. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Erfahrungen mit dem Personalvertretungsgesetz 
(PersVG) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Berlin), 
Ziegler, Exner, Frau Schroeder (Detmold) und Genossen 
- Drucksache V/3043 - 


Wie ich mit Schreiben vom 8. Juli 1968 mitgeteilt habe, erfor- 
dert die Beantwortung der Kleinen Anfrage eine Umfrage bei 
den obersten Bundesbehörden und den ihnen nachgeordneten 
Dienststellen. Von einer Umfrage bei den Landesbehörden habe 
ich wegen des damit verbundenen Aufwandes abgesehen. Das 
Ergebnis der Umfrage bei den obersten Bundesbehörden liegt 
nun vor. 

Die Kleine Anfrage befaßt sich weitgehend mit internen Ange- 
legenheiten der Personalvertretungen. Die Beantwortung der 
einzelnen Fragen hängt infolgedessen weitgehend von zum 
Teil zufälligen Kenntnissen der Dienststellenleiter und von 
Auskünften der Personalvertretungen ab. Mit dieser Einschrän- 
kung beantworte ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung die Kleine Anfrage im 
einzelnen wie folgt: 


1. Welche Erfahrungen liegen vor mit dem Personalvertretungs- 
gesetz 

a) in bezug auf die Anwendung des § 13, wonach jede Gruppe 
(Arbeiter, Angestellte, Beamte) im Personalrat vertreten sein 
muß? 

Haben sich aus dieser Vorschrift öfter Schwierigkeiten 
ergeben? 

Aus der Bestimmung, daß Arbeiter, Angestellte und Beamte 
im Personalrat vertreten sein müssen (§ 13 PersVG), haben sich 
keine Schwierigkeiten ergeben. 
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1. Welche Erfahrungen liegen vor mit dem Personal Vertretungs- 
gesetz 

b) auf Grund der Anwendung des § 15 Abs. 2, wonach von der 
Gruppenwahl nur abgewichen werden darf, wenn die Mehr- 
heit der Stimmen aller Wahlberechtigten jeder Gruppe in 
getrennten geheimen Abstimmungen die gemeinsame Wahl 
beschließt? Inwieweit hat sich diese Vorschrift als für die 
spätere Zusammenarbeit im Personalrat als störend erwiesen? 

Von der Gruppenwahl ist nur in sehr wenigen Fällen abge- 
wichen worden. Nach der Auffassung einiger Bundesressorts 
beruht dies darauf, daß die gemeinsame Wahl durch die vor- 
geschriebenen Vorabstimmungen in den Gruppen und durch 
den dafür erforderlichen organisatorischen Aufwand erschwert 
wird. 

Die Regelung in § 15 Abs. 2 PersVG hat sich für die spätere 
Zusammenarbeit im Personalrat allgemein nicht als störend er- 
wiesen. Im Bereich der Deutschen Bundespost ist es allerdings 
als störend empfunden worden, daß bei der Abstimmung über 
eine das gesamte Personal betreffende Angelegenheit unter 
Umständen die Stimme des Vertreters einer kleinen Gruppe, 
der nicht von der Mehrheit der in der Dienststelle Beschäftigten 
gewählt worden ist, ausschlaggebend sein kann. 


1. Welche Erfahrungen liegen vor mit dem Personalvertretungs- 
gesetz 

c) hinsichtlich der Zusammenarbeit der Gruppenvertreter im 
Personalrat, nach dem auf Grund des § 31 jede im Personal- 
rat vertretene Gruppe im Vorstand vertreten sein muß und 
jede Gruppe das auf sie entfallene Vorstandsmitglied selbst 
wählt? Hat die Vertretung gemeinsamer Anliegen von 
Arbeitern, Angestellten und Beamten dadurch gelitten und 
wenn ja, wie machte sich dieses bemerkbar? 

Die Zusammenarbeit im Personalrat und die Vertretung gemein- 
samer Anliegen von Arbeitern, Angestellten und Beamten hat 
nicht darunter gelitten, daß nach § 31 PersVG jede im Personal- 
rat vertretene Gruppe im Vorstand vertreten sein muß und das 
auf sie entfallende Vorstandsmitglied selbst wählt. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost ist allerdings durch die 
Regelung in § 31 PersVG die Arbeit in den Personalvertretun- 
gen und die Vertretung gemeinsamer Interessen der Bedienste- 
ten häufig beeinträchtigt worden. Zur Begründung wird wieder- 
um auf den dem Vorstand angehördenden Vertreter einer 
kleinen Gruppe hingewiesen, der unter Umständen der einzige 
Vertreter dieser Gruppe im Persopalrat ist und oft nicht das 
Vertrauen der Mehrheit der Personalvertretungsmitglieder be- 
sitzt. Außerdem fühlen sich manche Vertreter kleiner Gruppen 
überfordert, wenn sie bei Verhinderung des Vorsitzenden 
dessen Vertretung übernehmen sollen. 


2. Ist von der Vorschrift des § 37 Abs. 2 häufiger Gebrauch ge- 
macht worden, wonadi die Beschlußfassung in Angelegenheiten, 
die lediglich die Angehörigen einer Gruppe betreffen, nur bei 
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den Vertretern dieser Gruppe liegt, und mit welcher Aus- 
wirkung im Hinblick auf die Zusammenarbeit und der gemein- 
sam zu erfüllenden Aufgaben der Personalvertretung? 

§ 37 Abs. 2 PersVG schreibt zwingend vor, daß in Angelegen- 
heiten, die lediglich die Angehörigen einer Gruppe betreffen, 
nach gemeinsamer Beratung im Personalrat nur die Vertreter 
dieser Gruppe zur Beschlußfassung berufen sind. Soweit es sich 
daher um solche Gruppenangelegenheiten handelte, ist nach 
§ 37 Abs. 2 PersVG verfahren worden. In Betracht kommen vor 
allem die Mitbestijnmungs- und Mitwirkungsfälle in Personal- 
angelegenheiten. 

Aus der Anwendung des § 37 Abs. 2 PersVG haben sich grund- 
sätzlich weder für die Zusammenarbeit im Personalrat noch für 
die gemeinsam zu erfüllenden Aufgaben der Personalvertretung 
nachteilige Auswirkungen ergeben. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost haben sich bei der An- 
wendung des § 37 Abs. 2 PersVG Schwierigkeiten häufig schon 
dadurch ergeben, daß keine Übereinstimmung darüber bestand, 
ob eine Angelegenheit die Angehörigen nur einer Gruppe oder 
mehrerer Gruppen betraf. Die Zusammenarbeit im Personalrat 
und die Wahrnehmung der Gesamtinteressen des Personalrats 
gegenüber der Dienststelle werden durch die Möglichkeit be- 
einträchtigt, daß der einzige Vertreter einer kleinen Gruppe, 
der nach § 37 Abs. 2 PersVG allein zu entscheiden hat, nicht die 
Interessen der anderen Gruppen der Bediensteten in der Dienst- 
stelle abwägt. 


3. In welchem Umfange ist seit dem Bestehen des Personalver- 
Iretungsgesetzes von dem Verhältniswahl recht Gebrauch ge- 
macht worden? Ist es die P.egel, überwiegend oder weniger als 
50 V. H. der Falle gewesen? Haben sich daraus Schwierigkeiten 
ergeben in der Zusammenarbeit und der gemeinsamen Ver- 
tretung gegenüber dem Leiter der Dienststelle bzw. der obersten 
Dienstbehörde in Bund und Landern? 


Die Frage, ob die Wahl bei Gruppenwahl oder bei gemeinsamer 
Wahl (§ 15 Abs. 2 PersVG) nach den Grundsätzen der Verhält- 
niswahl oder als Mehrheitswahl durchgeführt wird, hängt davon 
ab, ob mehrere Wahlvorsdiläge eingereidit werden. Dies wie- 
derum ist abhängig von der Übersichtlichkeit des Bereichs, in 
dem gewählt wird (große oder kleine Behörde, örtlicher Per- 
sonalrat oder Stufenvertretung), sowie von der durch gewerk- 
schaftliche und andere Interessen bedingten Konkurrenzsitua- 
tion. 

Die Personalvertretungen sind überwiegend nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl gewählt worden. Das gilt besonders 
für die großen Bundesverwaltungen, z. B. für die Bereiche des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen, des Bun- 
desministers für Verkehr (einschließlich der Deutschen Bundes- 
bahn), des Bundesministers der Finanzen und des Bundesmini- 
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sters der Verteidigung. Nur in den kleineren Bundesverwaltun- 
gen haben Mehrheitswahlen und zwar überwiegend stattge- 
funden. 

Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit und der gemeinsamen 
Vertretung gegenüber dem Leiter der Dienststelle oder der 
obersten Dienstbehörde haben sich aus der Wahlart nicht er- 
geben. 


4. Werden bei der Freistellung von Mitgliedern des Personalrats 
auch die Gruppen entsprechend ihrer Stärke und Aufgaben- 
stellung in der Dienststelle berücksichtigt oder wird davon 
abgewichen? 

Bei der Freistellung von Personalratsmitgliedern, soweit sie 
notwendig ist, werden die Vorschläge der Personalvertretungen 
berücksichtigt. Diese schlagen in der Regel ohne Rücksicht auf 
die Gruppenzugehörigkeit Mitglieder vor, die sie für fachlich 
oder durch ihre Funktion im Personalrat für qualifiziert halten. 

In den Bereichen des Bundesministers der Verteidigung, des 
Bundesministers für Wirtschaft, des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und der Deutschen Bundes- 
bank werden bei der Freistellung die Gruppen entsprechend 
ihrer Stärke und Aufgabenstellung berücksichtigt. 


Benda 



